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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
5. Juni 1997 
 
 

Az:  12 RK 7/97 

 

 

 
...................................................................................., 
 
 

Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
Prozeßbevollmächtigte:    .................................................................., 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte. 
 
 

 

 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

5. Juni 1997 durch den Vorsitzenden Richter   Dr.  P e t e r s ,   die Richter 

T h i e l e   und   B a l z e r   sowie die ehrenamtlichen Richter   J u n g w i r t h 

und   Dr.  H o l z l ö h n e r 

für Recht erkannt: 

 

Die Revision der Klägerin gegen den Beschluß des Landessozialgerichts Baden- 

Württemberg vom 14. Oktober 1996 wird zurückgewiesen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist ein Recht zur Aufstockung von Beiträgen in der Rentenversicherung. 

 

Die 1943 geborene Klägerin war von April 1958 bis 1. Dezember 1967 und vom 9. März 

bis 15. April 1968 rentenversicherungspflichtig beschäftigt. Nach ihrer Heirat im Juli 1964 

wurden Beiträge nicht erstattet. Für ihre in den Jahren 1968, 1969 und 1973 geborenen 

Kinder hat die beklagte Bundesversicherungsanstalt für Angestellte Kindererziehungszei-

ten vorgemerkt. 

 

Im September 1995 beantragte die Klägerin die Zulassung zur Aufstoc??kung der bis zur 

Heirat entrichteten Pflichtbeiträge bis zur Höchstgrenze durch Nachzahlung freiwilliger 

Beiträge. Die Beklagte lehnte dies mit Bescheid vom 12. Oktober 1995 und Wider-

spruchsbescheid vom 12. Januar 1996 ab. Eine Nachzahlung nach § 282 des Sozialge-

setzbuchs - Gesetzliche Rentenversicherung (SGB VI) komme nicht in Betracht, weil Bei-

träge nicht erstattet worden seien. 

 

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage mit Urteil vom 12. Juni 1996 abgewiesen. Das Lan-

dessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Klägerin mit Beschluß vom 14. Oktober 1996 

zurückgewiesen. Der Klägerin stehe ein Recht, ihre für Zeiten zwischen April 1958 bis Juli 

1964 entrichteten Pflichtbeiträge durch Nachzahlung freiwilliger Beiträge aufzustocken, 

nicht zu. Es könne insbesondere nicht auf § 282 Abs 1 Satz 1 SGB VI gestützt werden, 

weil Beiträge anläßlich der Heirat nicht erstattet worden seien. Der Ausschluß einer nach-

träglichen Aufstockung wirksam entrichteter Pflichtbeiträge sei gerechtfertigt, weil das 

Versicherungsverhältnis in der Rentenversicherung grundsätzlich nachträglich nicht mehr 

geändert werden könne. Die Ablehnung der beantragten Nachzahlung verstoße nicht ge-

gen das Grundgesetz (GG). Insbesondere verletze die unterschiedliche Behandlung der 

Klägerin im Vergleich zu solchen Frauen, die sich ihre Beitragsanteile anläßlich der Heirat 

hätten erstatten lassen, nicht den allgemeinen Gleichheitssatz des Art 3 Abs 1 GG. An-

ders als bei der Klägerin liege einer Nachzahlung bei diesem Personenkreis das vom 

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) anerkannte Lückenschließungsprinzip zugrunde (vgl 

Beschluß des BVerfG vom 12. März 1996, SozR 3-2200 § 1255a Nr 5). Dem Gesetzge-

ber stehe hinsichtlich der Ausgestaltung der Nachzahlung bei Heiratserstattung - auch bis 

zu Höchstbeiträgen - ein Gestaltungsspielraum zu. Eine Regelung, welche die Nachzah-

lung im Wege der Aufstockung zuließe, würde andere Ungleichheiten im System der ge-

setzlichen Rentenversicherung auslösen. Der Ausschluß der Aufstockung verstoße auch 

nicht gegen das Gebot des Vertrauensschutzes, weil die von der Klägerin vor ihrer Heirat 

entrichteten Beiträge sich nicht ungünstiger auswirkten, als sie nach ihren damaligen Dis-

positionen habe annehmen können. Schließlich sei Art 14 Abs 1 GG nicht verletzt, weil 
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die bloße Erwartung oder Hoffnung, bei der künftigen Regelung rentenrechtlicher Tatbe-

stände begünstigt zu werden, nicht durch diese Verfassungsnorm geschützt werde. 

 

Mit der Revision rügt die Klägerin eine Verletzung des Art 3 Abs 1 GG. Dies müsse ent-

weder zu einer verfassungskonformen Auslegung des § 282 Abs 1 Satz 1 SGB VI iS des 

Klagebegehrens oder zu einer entsprechenden Änderung oder Ergänzung der Vorschrift 

führen. 

 

Die Klägerin beantragt sinngemäß, 

den Beschluß des LSG vom 14. Oktober 1996 und das Urteil des SG vom 12. Juni 

1996 sowie den Bescheid der Beklagten vom 12. Oktober 1995 in der Gestalt des 

Widerspruchsbescheides vom 12. Januar 1996 aufzuheben und die Beklagte zu 

verpflichten, die Klägerin zur Nachzahlung freiwilliger Beiträge für die Zeit vom 

1. April 1958 bis zum 23. Juli 1964 zur Aufstockung der für diese Zeit entrichteten 

Pflichtbeiträge bis zur Höchstgrenze zuzulassen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie hält den Beschluß des LSG für zutreffend. 

 

 

II 

 

Die Revision der Klägerin ist unbegründet. Das LSG hat die Berufung der Klägerin gegen 

das klagabweisende Urteil des SG zutreffend zurückgewiesen. Die Nachzahlung von 

freiwilligen Beiträgen nach der Vorschrift über die Nachzahlung bei Heiratserstattung 

(§ 282 Abs 1 SGB VI) ist bei Fehlen einer Beitragserstattung anläßlich der Eheschließung 

(im folgenden: Heiratserstattung) zur Aufstockung vorhandener Beiträge, wie sie die Klä-

gerin begehrt, unzulässig. 

 

Nach § 282 Abs 1 Satz 1 SGB VI können Frauen, denen anläßlich der Eheschließung 

Beiträge erstattet worden sind, auf Antrag für die Zeiten der Beitragserstattung bis zum 

1. Januar 1924 zurück freiwillige Beiträge nachzahlen, sofern die Zeiten nicht bereits mit 

Beiträgen belegt sind. Das Nachzahlungsrecht gilt danach für Frauen, denen aufgrund der 

früheren Vorschriften über eine Heiratserstattung Beiträge erstattet worden sind (zur Ent-

wicklung und Abschaffung der Heiratserstattung vgl BSGE 76, 250 = SozR 3-2600 § 282 

Nr 2 und SozR 3-2600 § 282 Nr 1). Die Vorschrift schließt außerdem die Nachzahlung für 

Zeiten aus, die bereits mit Beiträgen belegt sind. Das bedeutet, daß eine sogenannte Auf-

stockung oder ein hier ebenfalls geprüfter Austausch vorhandener Beiträge nicht zugelas-

sen ist. Die Klägerin ist demnach nicht nachzahlungsberechtigt. Es fehlt an einer Hei-
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ratserstattung. Sie hat von dem zur Zeit ihrer Eheschließung im Jahre 1964 bestehenden 

Recht auf Heiratserstattung nach § 83 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) idF 

des Art 1 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes (AnVNG) vom 

23. Februar 1957 (BGBl I 88) keinen Gebrauch gemacht. Die Zeiten, für die sie Beiträge 

nachzahlen will (April 1958 bis Juli 1964), sind außerdem mit Beiträgen belegt.  

 

Der Wortlaut des § 282 Abs 1 Satz 1 SGB VI läßt keinen Raum für eine Auslegung oder 

analoge Anwendung zugunsten der Klägerin. Eine Nachzahlung ohne Heiratserstattung 

und eine Aufstockung oder ein Austausch vorhandener Beiträge sollen erkennbar ausge-

schlossen sein.  

 

Die Beschränkung des Nachzahlungsrechts auf den Ausgleich von Heiratserstattungen 

und der Ausschluß einer Aufstockung oder eines Austauschs vorhandener Beiträge in 

§ 282 Abs 1 Satz 1 SGB VI sind nicht verfassungswidrig. Der Senat konnte sich nicht da-

von überzeugen, daß die Regelung Frauen wie die Klägerin in ihrem Grundrecht auf 

Gleichbehandlung (Art 3 Abs 1 GG) verletzt. 

 

§ 282 Abs 1 Satz 1 SGB VI führt allerdings zu einer ungleichen Behandlung derjenigen 

Frauen, die von der Heiratserstattung Gebrauch gemacht haben, mit denjenigen, die wie 

die Klägerin dieses Recht früher nicht genutzt haben und nunmehr von der Nachzahlung 

ausgeschlossen sind. Im einzelnen bestehen folgende Unterschiede: 

 

Die Heiratserstattung hatte für Frauen, die dieses Recht in Anspruch nahmen, die rück-

wirkende Auflösung des Versicherungsverhältnisses zur Folge. Sie verloren damit alle 

Ansprüche aus den bisher zurückgelegten Versicherungszeiten (Beitragszeiten, Ersatz-

zeiten) und das Recht zur freiwilligen Weiterversicherung (§ 83 Abs 3, § 82 Abs 7 AVG; 

§ 1304 Abs 3, § 1303 Abs 7 der Reichsversicherungsordnung <RVO>). Erstattet wurden 

nur Beiträge, die für Zeiten nach der Währungsreform im Jahre 1948 im Bundesgebiet 

oder im Land Berlin (West) entrichtet worden waren, und diese auch nur zur Hälfte, dh in 

Höhe des Arbeitnehmeranteils (§ 83 Abs 1 AVG, § 1304 Abs 1 RVO). Unabhängig vom 

Umfang der Beitragsrückzahlung erloschen jedoch die Rechte aus allen vorher entrichte-

ten Beiträgen (vgl BSG SozR 2200 § 1303 Nr 18; BSG SozR 5750 Art 2 § 28 Nr 3; vgl 

auch BVerfG SozR 2200 § 1303 Nr 19). Die Verfallswirkung erfaßte auch die nach dem 

Fremdrentengesetz anrechenbaren Beitragszeiten (vgl BSGE 49, 63 = SozR 2200 § 1303 

Nr 14; BSG SozR 2200 § 1303 Nr 26; BSG SozR 3-2200 § 1303 Nr 5; zur Ausnahme für 

Zeiten im Beitrittsgebiet vgl § 286d Abs 2 Satz 1 SGB VI). Die Nachzahlung nach § 282 

SGB VI führt nicht zur Wiederherstellung des früheren Versicherungsverhältnisses (vgl 

BSGE 49, 63, 67 f = SozR 2200 § 1303 Nr 14 S 40 zum Nachentrichtungsrecht nach Art 2 

§ 27 AnVNG, Art 2 § 28 Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz <ArVNG>). Die 

nachgezahlten freiwilligen Beiträge begründen daher keinen Versicherungsschutz bei 

verminderter Erwerbsfähigkeit, weil die Renten wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit die 
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Entrichtung von Pflichtbeiträgen voraussetzen (§ 43 Abs 1 Satz 1 Nr 2, § 44 Abs 1 Satz 1 

Nr 2 SGB VI). Die Nachzahlung ist allerdings für die Altersrente besonders günstig. Wie 

generell bei der Zahlung freiwilliger Beiträge ist jeder Betrag zwischen der Mindest-

beitragsbemessungsgrundlage und der Beitragsbemessungsgrenze wählbar. Daher 

können die Erstattungszeiträume nunmehr unabhängig von der Höhe der früher entrich-

teten und erstatteten Beiträge mit Höchstbeiträgen belegt werden. Außerdem ist der Er-

folgswert des aufgewendeten Geldbetrages erheblich. Grundsätzlich sind nachzuzahlende 

Beiträge allerdings wie die laufenden Beiträge für eine freiwillige Versicherung zu 

berechnen. Maßgebend sind die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage, die Beitrags-

bemessungsgrenze und der Beitragssatz, die zum Zeitpunkt der Nachzahlung gelten 

(§ 209 Abs 2 SGB VI; "In-Prinzip"). Für die Berechnung der nach § 282 Abs 1 Satz 1 

SGB VI nachzuzahlenden Beiträge gilt dagegen die Beitragsbemessungsgrenze des 

Jahres, für das sie nachgezahlt werden, für Zeiten vor dem 1. Januar 1957 die Beitrags-

bemessungsgrenze dieses Jahres (§ 282 Abs 2 Satz 2 SGB VI; "Für-Prinzip"). Der Er-

folgswert ("Rendite") ist je nach Zeitpunkt bei Nachzahlungen für das Jahr 1957 und frü-

her acht- bis inzwischen sogar elfmal höher als bei Beitragszahlungen nach anderen Vor-

schriften (vgl BSG SozR 3-2600 § 283 Nr 1) oder bei der laufenden Zahlung von Beiträ-

gen zu einer freiwilligen Versicherung. 

 

Demgegenüber blieb für Frauen, die von der Heiratserstattung keinen Gebrauch gemacht 

haben, das Versicherungsverhältnis erhalten. Hatten sie, wie auch die Klägerin des vor-

liegenden Rechtsstreits, eine Versicherungszeit von 60 Kalendermonaten zurückgelegt, 

erfüllten sie die Wartezeit für die Renten wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit (§ 23 

Abs 3, § 24 Abs 3 AVG; § 1246 Abs 3, § 1247 Abs 3 RVO) und hatten bei Eintritt des Ver-

sicherungsfalls Anspruch auf die Rente. Sie konnten die Anwartschaft auf diese Leistun-

gen nach dem seit 1. Januar 1984 geltenden Recht erhalten, indem sie fortlaufend freiwil-

lige Beiträge entrichteten (Art 2 § 7b Abs 1 AnVNG, Art 2 § 6 Abs 2 ArVNG). Außerdem 

bestand das Recht zur freiwilligen Weiterversicherung auch vor der Rentenreform 1972, 

als dieses Recht noch von einer Vorversicherungszeit abhängig war. Voraussetzung der 

freiwilligen Weiterversicherung war lediglich, daß die Versicherungszeit von 60 Kalender-

monaten auf Pflichtbeiträgen beruhte und diese Pflichtbeiträge in die zehnjährige 

Rahmenfrist fielen (§ 10 Abs 1 Satz 1 AVG, § 1233 Abs 1 Satz 1 RVO, jeweils in der bis 

zum 18. Oktober 1972 geltenden Fassung). Damit konnte die Wartezeit für das Alters-

ruhegeld nach Vollendung des 65. Lebensjahres von zunächst noch 180 Kalendermona-

ten erfüllt werden. Seit Herabsetzung der Wartezeit für dieses Altersruhegeld zum 

31. Dezember 1983 genügen bereits 60 Kalendermonate für diese Altersrente (§ 25 Abs 5 

iVm Abs 7 Satz 3 AVG, § 1248 Abs 5 iVm Abs 7 Satz 3 RVO idF des Art 2 Nr 11 und Art 1 

Nr 34, Art 39 Abs 7 des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 vom 22. Dezember 1983, BGBl I 

1532; § 35 iVm § 50 Abs 1 Satz 1 SGB VI). Die Rentenanwartschaften aus den vor der 

Eheschließung entrichteten, nach den früheren Heiratserstattungsvorschriften erstat-

tungsfähigen, jedoch in der Rentenversicherung verbliebenen Beiträgen sind allerdings in 
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der Regel gering, weil zu Beginn des Erwerbslebens regelmäßig nur niedrige Beiträge 

entrichtet worden sind. Daher begehrt die Klägerin die Zulassung zur Aufstockung dieser 

Beiträge, ist hiervon jedoch nach § 282 Abs 1 Satz 1 SGB VI ausgeschlossen.  

 

Die Begünstigung der Frauen mit einer Heiratserstattung gegenüber denjenigen ohne Hei-

ratserstattung ist noch mit dem allgemeinen Gleichheitssatz des Art 3 Abs 1 GG verein-

bar. Er verbietet lediglich, eine Gruppe von Normadressaten im Vergleich zu anderen an-

ders zu behandeln, obwohl zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von solcher Art 

und solchem Gewicht bestehen, daß sie die ungleiche Behandlung rechtfertigen könnten 

(vgl BVerfGE 55, 72, 88; BVerfGE 87, 1, 36 f = SozR 3-5761 Allg Nr 1). Ungleichbehand-

lung und rechtfertigender Grund müssen dabei in einem angemessenen Verhältnis zuein-

ander stehen (BVerfGE 82, 126, 146). Bei allen Nachzahlungsrechten ist zu berücksichti-

gen, daß sie eine Ausnahme im Finanzierungssystem der Rentenversicherung darstellen. 

Die Leistungen der Rentenversicherung werden grundsätzlich im Umlageverfahren durch 

laufende Beiträge finanziert. Die Nachzahlung bedeutet für die Berechtigten eine Vergün-

stigung gegenüber der laufenden Beitragszahlung. Dem Gesetzgeber steht hinsichtlich 

Einführung und Ausgestaltung dieser Vergünstigung ein Gestaltungsspielraum zu. Er fin-

det seine Grenzen einerseits an dem Erfordernis sachlicher Gründe für Einführung und 

Ausgestaltung des Nachzahlungsrechts, andererseits an der Belastung, die dieses Recht 

für die Rentenversicherung und für die dort bereits Versicherten zur Folge hat. 

 

Das Nachzahlungsrecht des § 282 SGB VI hat nur den Zweck, eine Korrektur der früher 

gesetzlich zugelassenen Heiratserstattungen zu ermöglichen. Das Gesetz beschränkt den 

Kreis der Berechtigten daher auf Frauen, die von der seinerzeit zulässigen Heiratser-

stattung Gebrauch gemacht haben. Ihnen soll ermöglicht werden, die entstandenen und 

vom Gesetzgeber später als unerwünscht angesehenen Versicherungslücken zu schlie-

ßen (vgl BSGE 76, 250 = SozR 3-2600 § 282 Nr 2; BSG SozR 3-2600 § 282 Nr 1). Aus-

gehend von dieser sozialpolitischen Zielsetzung ist die Begünstigung der Frauen mit Hei-

ratserstattung sachgerecht. Es entspricht diesem Normzweck, Frauen wie die Klägerin, 

die das Recht auf Heiratserstattung nicht genutzt haben und bei denen dadurch keine 

Versicherungslücken eingetreten sind, von der Nachzahlung auszuschließen.  

 

Die Klägerin sieht sich auch nicht durch das Nachzahlungsrecht der Frauen mit Heiratser-

stattung als solchem benachteiligt, sondern in dem Verbot, ihre trotz des Rechts auf Hei-

ratserstattung in der Rentenversicherung belassenen Beiträge aufzustocken. Sie hält sich 

für benachteiligt, weil Frauen mit Heiratserstattung nunmehr das Recht haben, unter be-

sonders günstigen Modalitäten Höchstbeiträge zu zahlen, während es für sie bei den frü-

her entrichteten Beiträgen weit unterhalb der Beitragsbemessungsgrenze bleiben soll. 

Dieses erscheint insbesondere bei Frauen wie der Klägerin verständlich, die für die als 

Nachzahlungszeiträume in Betracht kommenden Zeiten früher nicht aus eigener Ent-
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schließung nur niedrige freiwillige Beiträge entrichtet haben, sondern für die aufgrund be-

stehender Versicherungspflicht entgeltabhängige Beiträge entrichtet worden sind. 

 

Die von der Klägerin begehrte Aufstockung würde jedoch zu erheblichen Folgeproblemen 

führen. Die Zulassung der Beitragsaufstockung für Frauen, die das Recht der Heiratser-

stattung nicht genutzt haben, würde andere Ungleichheiten im System der Rentenversi-

cherung auslösen. Diese Frauen gehören zu der weit größeren Gruppe der Versicherten, 

für die ebenfalls ein Bedürfnis zur Aufstockung ihrer Beiträge besteht, weil für sie in der 

Vergangenheit niedrige Pflichtbeiträge entrichtet worden sind oder die zwar freiwillige 

Beiträge entrichtet haben, jedoch nicht in Höhe des jeweils zulässigen Höchstbeitrags. In 

dieser Lage können verheiratete Frauen sein, für die eine Heiratserstattung aus Rechts-

gründen nicht oder nicht mehr in Betracht kam (vgl die vom Senat entschiedenen Sach-

verhalte: BSGE 76, 250, 251 = SozR 3-2600 § 282 Nr 2 und BSG SozR 3-2600 § 282 

Nr 1) oder die zwar von der Heiratserstattung Gebrauch gemacht hatten, jedoch schon 

nach den Nachentrichtungsregelungen freiwillige Beiträge nachentrichtet haben, welche 

zusammen mit dem Recht zur freiwilligen Versicherung ohne Vorversicherungszeit in § 10 

Abs 1 AVG, § 1233 Abs 1 RVO idF des Art 1 § 2 Nr 4, Art 1 § 1 Nr 4 des Rentenreform-

gesetzes (RRG) 1972 vom 16. Oktober 1972 (BGBl I 1965) eingeführt worden waren und 

dieses Recht ergänzten (Art 2 § 49a Abs 2 AnVNG, Art 2 § 51a Abs 2 ArVNG). Letztlich 

sind in dieser Lage auch viele unverheiratete Frauen und viele männliche Versicherte, für 

die eine Heiratserstattung zu keiner Zeit in Betracht kam. Frauen wie die Klägerin würden 

gegenüber diesen Personengruppen begünstigt, wenn ihnen die Aufstoc??kung gestattet 

würde. Würden aus Gründen der Gleichbehandlung gleichzeitig alle anderen Angehörigen 

der Gruppe, zu der sie gehören, zur Nachzahlung iS der Aufstockung zugelassen, würde 

der Bereich der Heiratserstattung verlassen. Es würde sich auch die Frage stellen, ob das 

Aufstockungsverbot bei anderen Nachzahlungen gerechtfertigt ist oder aus verfassungs-

rechtlicher Sicht die Einführung jeder Nachzahlung mit einer Aufstockungsberechtigung 

für diejenigen Versicherten verbunden werden muß, bei denen die Nachzahlungszeit-

räume bereits mit Pflichtbeiträgen oder freiwilligen Beiträgen unterhalb der jeweiligen 

Beitragsbemessungsgrenze belegt sind. Damit wäre jedoch das Finanzierungssystem der 

Rentenversicherung insgesamt in Frage gestellt. 

 

Einfachrechtliche Regelungen, die es gebieten würden, Versicherten wie der Klägerin 

unter Beachtung des Art 3 Abs 1 GG ein Recht zur Aufstockung von Beiträgen einzuräu-

men, gab und gibt es nicht. Das Bundessozialgericht (BSG) hat in ständiger Rechtspre-

chung zu den früheren Nachentrichtungsvorschriften die Aufstockung als dem System der 

gesetzlichen Rentenversicherung grundsätzlich fremd und nach einfachem Recht unzu-

lässig abgelehnt (vgl BSG SozR Nr 10 zu Art 2 § 52 ArVNG; BSG vom 22. August 1967 

- 11 RA 338/64 - DAngV 1968, 67; BSGE 35, 178 = SozR Nr 4 zu § 1407 RVO; BSGE 47, 

207 = SozR 5750 Art 2 § 51a Nr 24; BSG SozR 5750 Art 2 § 51a Nr 48; BSG vom 2. Juni 

1982 - 12 RK 64/81). Das BVerfG hat mit dieser Begründung den Ausschluß einer Auf-
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stockung vorhandener Pflichtbeiträge oder freiwilliger Beiträge unterhalb der Beitrags-

höchstgrenze in den durch das RRG 1972 eingeführten Nachentrichtungsvorschriften 

(Art 2 § 49a Abs 1, 2 AnVNG, Art 2 § 51a Abs 1, 2 ArVNG) nicht als verfassungswidrig, 

weil mit Art 3 Abs 1 GG vereinbar angesehen (BVerfGE 49, 192 = SozR 5750 Art 2 § 51a 

Nr 19). Ausnahmen von dem Grundsatz, daß eine Aufstoc??kung im Rahmen einer 

Nachentrichtung nach Zahlung der Beiträge ausgeschlossen ist, welche die Rechtspre-

chung nur unter den Voraussetzungen des Herstellungsanspruchs zugelassen hat (vgl 

BSGE 59, 60 = SozR 5070 § 10 Nr 31; BSGE 59, 190 = SozR 5750 Art 2 § 51a Nr 63; 

BSG SozR 1200 § 14 Nr 24), sind für die verfassungsrechtliche Beurteilung unerheblich. 

Zu einer Aufstockung führte auch die Anrechnung von Kindererziehungszeiten mit Wir-

kung ab 1. Januar 1986, solange sie beim Zusammentreffen mit Beiträgen aufgrund einer 

Pflichtversicherung oder freiwilligen Versicherung nur deren Aufwertung bewirkte, wenn 

die Beiträge allein noch nicht den gesetzlich für Kindererziehungszeiten anzusetzenden 

Wert erreichten (vgl § 32a Abs 5 Satz 2 und § 32 Abs 6a Satz 2 AVG; § 1255a Abs 5 

Satz 2 und § 1255 Abs 6a Satz 2 RVO, jeweils idF des Hinterbliebenenrenten- und Er-

ziehungszeiten-Gesetzes <HEZG> vom 11. Juli 1985, BGBl I 1450, jetzt § 70 Abs 2 und 

§ 83 Abs 1 SGB VI). Das BVerfG hat diese Aufstockung jedoch wegen Verstoßes gegen 

Art 3 Abs 1 GG für verfassungswidrig erklärt und eine selbständige Bewertung der 

Kindererziehungszeiten gefordert (Beschluß vom 12. März 1996 - 1 BvR 609/90 ua - 

BVerfGE 94, 241, 260 ff = SozR 3-2200 § 1255a Nr 5). Sollte der Gesetzgeber die 

Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten auf der Grundlage des additiven Modells 

regeln (vgl BVerfGE 94, 241, 265 = SozR 3-2200 § 1255a Nr 5 S 17), dürfte es zu einer 

Doppelbelegung von Beitragszeiten kommen. Die Rechtsprechung des BSG hat eine 

solche Doppelbelegung schon bisher für zulässig gehalten, wenn Beiträge aufgrund 

verschiedener zeitgleich erfüllter Versicherungstatbestände entrichtet werden, etwa neben 

einer Pflichtversicherung aufgrund abhängiger Beschäftigung eine Antragspflicht-

versicherung als Selbständiger besteht (vgl BSGE 49, 38 = SozR 2200 § 1227 Nr 29; 

BSG vom 15. Dezember 1983 - 12 RK 6/83 - USK 83163; vgl auch das Urteil vom 

25. Februar 1997 - 12 RK 33/96, zur Veröffentlichung vorgesehen). Der Senat hat bei die-

sem Sachverhalt die Nachentrichtung von Beiträgen nach Art 2 § 49a Abs 1 AnVNG auch 

für Zeiten zugelassen, die aufgrund der Beitragsentrichtung aus dem Beschäftigungsver-

hältnis schon mit Beiträgen belegt waren (BSGE 49, 38 = SozR 2200 § 1227 Nr 29; vgl 

auch BSG SozR 5750 Art 2 § 51a Nr 48 S 97). Es handelt sich bei dieser Doppelbelegung 

jedoch nicht um eine Aufstockung in dem hier streitigen Sinne. 

 

Das Nachzahlungsrecht des RRG 1992 vom 18. Dezember 1989 (BGBl I 2261) hat er-

kennbar an dem grundsätzlichen Aufstockungsverbot festgehalten. Die von der Recht-

sprechung als Ausdruck des Aufstockungsverbots verstandene Regelung des § 129 

Abs 2 Satz 1 AVG (§ 1407 Abs 2 Satz 1 RVO, vgl BSG SozR Nr 10 zu Art 2 § 52 ArVNG; 

BSGE 35, 178, 179 = SozR Nr 4 zu § 1407 RVO), wonach für jeden Kalendermonat nur 

ein freiwilliger Beitrag entrichtet werden konnte, ist allerdings nicht in das SGB VI über-
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nommen worden. Eine dem früheren Recht entsprechende Vorschrift findet sich lediglich 

in § 8 Abs 1 Satz 2 der Rentenversicherungs-Beitragszahlungsverordnung vom 

30. Oktober 1991 (BGBl I 2057). Dabei handelt es sich, wie sich aus der Verordnungser-

mächtigung in § 178 Abs 2 SGB VI ergibt, nur um eine Ordnungsvorschrift, welche die 

Zahlungsweise der Beiträge betrifft. Die Nachzahlungsrechte des SGB VI und auch die 

durch das RRG 1992 neu geregelten Nachzahlungsrechte nach dem Gesetz zur Rege-

lung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialversicherung 

(WGSVG) sind jedoch so ausgestaltet, daß eine Aufstockung durch Beitragsnachzahlung 

nicht zulässig ist (vgl §§ 206, 207 und §§ 282 bis 285 SGB VI; § 9, § 10a Satz 2, § 22 

Abs 2 Satz 1 WGSVG, § 21 iVm § 10 Abs 1 Satz 1 WGSVG in der am 31. Dezember 

1991 geltenden Fassung). Die §§ 204, 205 SGB VI lassen keine Aufstockung zu, sondern 

einen Beitragsaustausch. Danach können Deutsche, die unversorgt aus den Diensten ei-

ner internationalen Organisation ausscheiden, und Versicherte, für die ein Anspruch auf 

Entschädigung für Zeiten von Strafverfolgungsmaßnahmen rechtskräftig festgestellt ist, 

für Zeiten des Dienstes oder der Entschädigung selbst dann Beiträge nachzahlen, wenn 

diese bereits mit freiwilligen Beiträgen, bei Anwendung des § 205 SGB VI auch mit 

Pflichtbeiträgen belegt waren. Diese zu einem Beitragsaustausch berechtigenden Nach-

zahlungen, für die außerdem das "In-Prinzip" gilt, sind für kleine Personengruppen aus 

besonderen Gründen geschaffen worden. Die Regelungen zwingen den Gesetzgeber 

nicht, auch bei der Nachzahlung wegen Heiratserstattung für Frauen wie die Klägerin den 

Austausch von Beiträgen zuzulassen. Der Austausch würde hier dazu führen, die Hei-

ratserstattung nachzuholen und sie gleichzeitig durch eine Nachzahlung wieder auszu-

gleichen. Dieses Ergebnis würde der Abschaffung der Heiratserstattung widersprechen. 

Außerdem würde die jetzige Benachteiligung überkompensiert, weil diese Frauen sowohl 

den bisherigen Versicherungsschutz behalten als auch die Vorteile der Nachzahlung hät-

ten.  

 

Der Gesetzgeber hat in § 282 SGB VI die Nachzahlung bei Heiratserstattung noch einmal 

großzügig ausgestaltet, um den versicherungrechtlichen Ausgleich der früheren Hei-

ratserstattungen endgültig abschließen zu können (vgl Begründung des Fraktionsentwurfs 

eines RRG 1992, BT-Drucks 11/4124 S 204 zu § 274). Der Kreis der Nachzahlungsbe-

rechtigten ist dabei zwar noch einmal erweitert worden. Mit dieser Erweiterung hat sich 

der Gesetzgeber aber im Bereich "Heiratserstattung" gehalten. Gegenüber dem früheren 

Nachentrichtungsrecht bei Heiratserstattung (Art 2 § 27 Abs 1 AnVNG, Art 2 § 28 Abs 1 

ArVNG) ist nur das Erfordernis der (Wieder-)Ausübung einer versicherungspflichtigen Be-

schäftigung oder Tätigkeit entfallen, nicht die Erstattung von Beiträgen aus Anlaß der Hei-

rat. Damit sollte lediglich der Tatsache Rechnung getragen werden, daß seit Berücksich-

tigung von Kindererziehungszeiten in der Rentenversicherung auch Frauen Zugang zu ei-

ner Versicherung erhalten haben, die nicht mehr in das Erwerbsleben zurückgekehrt sind. 

Diesen Frauen sollte auch über die Nachzahlung bei Heiratserstattung die Möglichkeit er-

öffnet werden, die herabgesetzte Wartezeit für das Altersruhegeld zu erfüllen, wenn die 
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Kindererziehungszeiten hierfür nicht ausreichten. Für die Nachzahlung galt im übrigen 

eine Antragsfrist, die am 31. Dezember 1995, vier Jahre nach Inkrafttreten der Regelung 

abgelaufen ist (§ 282 Abs 2 Satz 1). Der Gesetzgeber wollte durch Erweiterung des nach-

zahlungsberechtigten Personenkreises einerseits und Einführung der Antragsfrist ande-

rerseits die Korrektur der schon 1967 ausgelaufenen Heiratserstattung rechtlich (im Hin-

blick auf die Rechtsänderungen bei Kindererziehungszeiten und Altersrente) und tatsäch-

lich (iS eines Anreizes zur Inanspruchnahme der Nachzahlung) umfassend und in einem 

für die Versichertengemeinschaft vertretbaren zeitlichen Rahmen abschließen. Die durch 

die Erweiterung des Nachzahlungsrechts notwendige Entscheidung sollte nicht durch 

Nützlichkeitserwägungen kurz vor Eintritt des Versicherungsfalls bestimmt werden und 

von solchen Überlegungen abhängig sein können (vgl Begründung des Fraktionsentwurfs 

eines RRG 1992, BT-Drucks 11/4124 S 204 zu § 274 und zu § 275). Dem Ziel einer um-

fassenden und rechtzeitigen Inanspruchnahme der Nachzahlung diente es auch, die Bei-

tragsberechnung nach dem "Für-Prinzip" beizubehalten, wie sie schon für die frühere 

Nachentrichtung bei Heiratserstattung gegolten hatte. Der Gesetzgeber war nicht ver-

pflichtet, für die Nachzahlung bei Heiratserstattung die erheblich ungünstigere Beitragsbe-

rechnung nach dem "In-Prinzip" einzuführen, die seit 1992 für alle anderen Nachzah-

lungsrechte gilt (vgl § 209 Abs 2 SGB VI und BSG SozR 3-2600 § 283 Nr 1). Er kann, 

wenn er eine Nachzahlung fördern will, dies vor allem durch eine großzügige Ausgestal-

tung erreichen. Ungünstige Modalitäten würden dazu führen, daß von der Nachzahlung 

kaum Gebrauch gemacht wird. 

 

Insgesamt ist die Vorschrift des § 282 SGB VI im Hinblick auf die mit der Nachzahlung bei 

Heiratserstattung verfolgten Ziele trotz ihrer Großzügigkeit verfassungsrechtlich vertret-

bar. Eine von der Klägerin erstrebte Aufstockungs- oder Austauschregelung hätte dem-

gegenüber den Bereich der Heiratserstattung verlassen und zu Ausweitungen des Nach-

zahlungsrechts geführt, die dem Bestreben, den Heiratserstattungskomplex abzuschlie-

ßen, iS einer Ausweitung über den Zweck hinaus zuwidergelaufen wären. 

 

Da eine Beeinträchtigung der Grundrechte der Klägerin nicht vorliegt, kam eine Vorlage 

an das BVerfG gemäß Art 100 Abs 1 Satz 1 GG nicht in Betracht. Die Revision der Kläge-

rin war vielmehr zurückzuweisen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 des Sozialgerichtsgesetzes.  
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